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«Lohn.Zeit.Respekt.»
Genau 28 Jahre nach dem ersten Frauenstreik werden die Frauen am
14.Juni 2019 zum zweitenMal landesweit auf die Strasse gehen und
ein Zeichen gegen die bestehende Ungleichheit setzen.Doch was ist
mit dem Arbeitgeber?Muss er seinenMitarbeitenden die Teilnahme
am Frauenstreik ermöglichen?

Artikel 28 Absatz 3 der seit dem Jahr 2000
geltenden Bundesverfassung (BV) erklärt
den Streik ausdrücklich als zulässig. Dar-
unter wird eine «kollektive Verweigerung
der geschuldeten Arbeitsleistung zum
Zweck der Durchsetzung von Forderungen
nach bestimmten Arbeitsbedingungen»1

verstanden. Das Streikrecht im schweize-
rischen Arbeitsrecht ist damit anerkannt.
Der Streik ist allerdings nicht vorausset-
zungslos zulässig und damit rechtmässig.
Hierzu müssen gemäss bundesgerichtlicher
Rechtsprechung und Lehre vier Voraus-
setzungen erfüllt sein, von denen zwei im
erwähnten Artikel 28 Absatz 3 genannt
werden:

• Streik und Aussperrung müssen die
Arbeitsbeziehungen betreffen, das
heisst durch Gesamtarbeitsvertrag
regelbare Ziele verfolgen, womit der
sogenannte politische Streik ausge-
schlossen wird;2

• Es dürfen keine Verpflichtungen ent-
gegenstehen, den Arbeitsfrieden zu
wahren oder Schlichtungsverhandlun-
gen zu führen (Vorrang von gesamtar-
beitsvertraglichen Friedenspflichten);3

• Der Streik muss verhältnismässig
sein und als Ultima Ratio dienen.
Streitigkeiten müssen daher nach
Möglichkeit durch Verhandlung oder
Vermittlung beigelegt werden;4

• Ein Streik darf als Kollektivmassnahme
nur von tariffähigen Organisationen
(«Streikmonopol der Gewerk-
schaften»; «Verbot wilder Streiks»)
beschlossen werden.5

Der Frauenstreik ist gerechtfertigt
Der Frauenstreik umfasst sowohl arbeits-
rechtliche als auch politische Forderungen
(«Lohn.Zeit.Respekt»). Die arbeitsrechtli-
che Gleichstellung (Lohn) zählt aber zu den
zentralen Forderungen, womit ein enger
Zusammenhang mit den Arbeitsbeziehun-
gen besteht. Die übrigen Voraussetzun-
gen für einen zulässigen Streik erscheinen
unproblematisch. Berücksichtigt man insbe-
sondere, dass der Verfassungsartikel «Glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit»6 seit 1981
und das Gesetz über die Gleichstellung
von Frau und Mann seit 1996 in Kraft ist
und bis anhin keine Lohngleichheit erreicht
werden konnte, kann der Streik durchaus

als letztes zulässiges Mittel und damit als
Ultima Ratio bezeichnet werden. Der Frau-
enstreik ist damit gerechtfertigt.

Kein absolutes Streikrecht
Wie fast alle verfassungsmässigen Rechte
gilt das Streikrecht aber nicht absolut. Es
kann allgemein gestützt auf Artikel 36 BV
beschränkt werden oder der Gesetzgeber
kann ein Streikverbot für «bestimmte
Kategorien von Personen» gemäss Artikel
28 Absatz 4 BV erlassen. Dieser stellt aller-

dings keine Blanko-Ermächtigung für den
Gesetzgeber dar. Der Artikel ist als Aus-
nahmebestimmung gedacht, den Regel-
fall bildet die Zulässigkeit des Streiks.7 In
verfassungskonformer Auslegung ist eine
Einschränkung des Streikrechts daher nur
zur Sicherstellung der für die Öffentlich-
keit zentralen Dienste (z.B. Aufrechterhal-
tung der öffentlichen Feuerbekämpfung,
Pflege von Kranken in Spitälern, Polizei
etc.) zulässig.8

Sind die Voraussetzungen für einen
Streik erfüllt und gelangt kein Streikver-
bot zur Anwendung, ist ein Streik recht-
mässig. Die Arbeitnehmenden dürfen
daran teilnehmen und verletzen dadurch
ihren Anstellungsvertrag nicht. Personal-
rechtliche Konsequenzen dürfen Arbeit-
gebende bei einer Teilnahme am Streik
nicht aussprechen. Insbesondere ist eine
Kündigung wegen rechtmässigen Streiks

ungerechtfertigt und rechtsmissbräuch-
lich. Umgekehrt muss die Arbeitgeberin
während des Streiks auch keinen Lohn
bezahlen, denn die vertraglichen Haupt-
pflichten (Arbeitsleistung/Lohn) sind auf
beiden Seiten suspendiert.9

Lehrerinnen dürfen streiken
Als Fazit gilt: Die Lehrerinnen dürfen am
14. Juni 2019 streiken. Der Frauenstreik
ist gerechtfertigt und es findet sich in den
gesetzlichen Grundlagen kein Streikver-
bot für Lehrpersonen. Aber auch bei der
Durchführung des Streiks sind die Verhält-
nismässigkeit10 und die arbeitsrechtliche
Treuepflicht zu wahren. Lehrpersonen
sind deshalb verpflichtet, die Teilnahme
am Streik bei der Schulleitung anzukün-
digen, damit die vom Arbeitsausfall der
Lehrperson betroffenen Schülerinnen
und Schüler informiert oder anderweitig
betreut werden können. ■
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«Berücksichtigt man insbeson-
dere, dass der Verfassungs-
artikel ‹Gleicher Lohn für
gleiche Arbeit› seit 1981 und
das Gesetz über die Gleich-
stellung von Frau und Mann
seit 1996 in Kraft ist und bis
anhin keine Lohngleichheit
erreicht werden konnte, kann
der Streik durchaus als letztes
zulässiges Mittel und damit
als Ultima Ratio bezeichnet
werden.»


